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[S. 779] Der Regierungsrat beschliesst: 
I. Die Verordnung über die Gebühren der Gemeindebehörden vom 8. Dezember 1966 
wird wie folgt geändert: 
§ 1. Die Verwaltungsgebühren für die Amtstätigkeit der Gemeindebehörden werden, 
soweit nicht besondere Gebührenvorschriften bestehen, wie folgt festgesetzt: 
A. Unverändert. 

B. Einbürgerungen Fr. 
1. Bürgerrechtserteilungen (Kanzleigebühr) 50–300 
C. Unverändert.  

D. Einwohnerkontrolle Fr. 
1. Bestätigungen über die Niederlassung von Schweizerbürgern, 
einschliesslich Aufbewahrung und Rückgabe der Schriften 15 
2. Bestätigungen über Aufenthalt (auch Nebenniederlassung und 
Wochenaufenthalt) und deren Erneuerung, einschliesslich Aufbewahrung 
und Rückgabe der Schriften 30 
3. Meldegebühr für Ausländer 15 
4. Einfache Wohnsitzbestätigungen 8 
5. Identitätskarten, 
für Personen bis zum vollendeten 15. Altersjahr 10 
für ältere 20 // [S. 780] 
6. Passempfehlungen, Wohnsitz- und Handlungsfähigkeitszeugnisse 15 
7. Leumundszeugnisse 20 
8. Aufforderung zur Schriftenabgabe oder -erneuerung 8 
9. Nachsendung nicht abgeholter Ausweisschriften (auch Ausländer) 10–15 
10. Heimatausweise 15 
In diesen Beträgen ist die Schreibgebühr enthalten.  

E. Bauwesen Fr. 
1. Erteilung von Baubewilligungen, einschliesslich Kosten für die Prüfung 

und Ausschreibung des Baugesuches (ohne Insertionskosten) 20–7500 
 Abs. 2 und 3 unverändert.  

© by Staatsarchiv des Kantons Zürich 2016 

http://www.staatsarchiv.zh.ch/query


 
 
StAZH OS 48 (S. 779-783) 
21.09.1983 

 

 

 
 
 
Seite 2/4 
 
 

 Ziffern 2 und 3 unverändert.  
4. Gerüstkontrolle (Gebühr pro Gerüst, für Augenscheine und 

Ausnahmebewilligungen) 
10–250 

5. Betriebskontrolle für Feuerungsanlagen 20–5000 

F. Vormundschaftswesen Fr. 
1. Anträge betreffend Entmündigung Verbeiständung auf eigenes 
Begehren, Beschränkung der Handlungsfähigkeit und Entziehung der 
elterlichen Gewalt 10–600 
2. Anordnung von Kindesschutzmassnahmen, Beistandschaften zur 
vorläufigen Fürsorge sowie Vorkehren zum Schutze des Vermögens von 
Kindern 10–1200 
3. Anordnung der Vormundschaft über Unmündige 10–240 
Die Gebühren dürfen nicht bezogen werden, wenn die Bevormundung im 
Anschluss an die Entziehung der elterlichen Gewalt bzw. an die 
Entmündigung des Inhabers der elterlichen Gewalt erfolgt.  
4. Vorkehren der Vormundschaftsbehörde im Zustimmungsverfahren vor 
der Adoption 10–70 
5. Zustimmung zum Wohnsitzwechsel des Bevormundeten, Übertragung 
und Übernahme von Vormundschaften sowie von Beistandschaften und 
Beiratschaften 

10–300 
// [S. 781] 

6. Beschlüsse über die Aufhebung bzw. Antragstellung über die 
Aufhebung einer gemäss Ziffern 1–3 angeordneten Massnahme 10–500 
Die Gebühr ist um mindestens die Hälfte zu ermässigen, wenn die 
Aufhebung beschlossen, bzw. beantragt wird. Die Gebühr entfällt, wenn 
die aufgehobene Massnahme ersetzt wird.  
7. Aufnahme eines amtlichen Inventars:  
Grundgebühr für den ganzen Tag 50–300 

" " " halben Tag 25–150 
" " die Stunde von 10–40 

Für Reinvermögen über Fr. 15000 kann zu dieser Grundgebühr ein 
Zuschlag erhoben werden von 10–3600 
Bezieht sich das Inventar auf einen ungeteilten Nachlass, so fällt für die 
Berechnung dieser Gebühr nur der Erbteil der Person in Betracht, in 
deren Interesse das vormundschaftliche Inventar aufgenommen wird.  
8. Prüfung und Abnahme eines amtlichen Inventars, von 
Vormundschafts-, Beistandschafts- oder Beiratschaftsberichten und 
Rechnungen bei Reinvermögen über Fr. 15000 10–3600 
Bei jährlicher Prüfung und Abnahme wird die Hälfte der Gebühr 
berechnet.  
Ziffer 7 letzter Absatz wird angewendet.  
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9. Prüfung und Abnahme eines von einem Elternteil eingereichten 
Inventars bei Reinvermögen über Fr. 15000 10–900 
Die Vormerknahme von Elternberichten über Änderungen im Stande und 
in der Anlage des Kindesvermögens ohne besondere Vorkehren ist 
gebührenfrei. Für unrichtige, unvollständige oder abklärungsbedürftige 
Elternberichte 10–300 
10. Sonstige Feststellungen und Vorkehrungen in Erbschaftsfällen 10–300 
11. Entscheidung der Vormundschaftsbehörde über Einweisung, 
Zurückbehaltung, Ablehnung eines Entlassungsgesuchs oder 
Rückversetzung im Verfahren betreffend fürsorgerische 
Freiheitsentziehung 10–250 
12. Entscheide der Vormundschaftsbehörde in Beschwerdesachen 10–250 

// [S. 782] 
13. Anträge und Berichte an die vorgesetzte Behörde, Aufsichtsbehörde 
oder den Richter 

10–400 

14. Für anderweitige Beschlüsse, Erklärungen, Anweisungen und 
Vorkehren der Vormundschaftsbehörde 

10–600 

G. Unverändert  

H. Gastgewerbe Fr. 
Behandlung von Gesuchen um Erteilung oder Verlegung von 
Wirtschaftspatenten (ohne Insertionskosten) 20–300 

I. Verwaltungsstrafverfahren Fr. 
1. Spruchgebühr 10–200 
2. Untersuchungsgebühr (nach Einsprache) 10–1000 
3. Überweisungsgebühr (nach Einsprache) 10–50 
§ 3. Die Gemeinden können im Rahmen dieser Verordnung nähere Bestimmungen 
oder die Gebührenansätze erlassen. 
§ 5 Abs. 1. Wo Mindest- oder Höchstbeträge festgesetzt sind, werden Gebühren, falls 
nichts anderes bestimmt ist, nach dem Zeitaufwand und der Bedeutung des 
Geschäftes berechnet. 
§ 6. Für die Amtstätigkeit in Angelegenheiten der öffentlichen Sozialhilfe werden in der 
Regel keine Gebühren erhoben. 
Entscheide von Gemeindebehörden im Interesse einzelner Behördemitglieder oder 
Beamten sind gebührenfrei, wenn der Gesuchsteller die Verwaltungsbehörde 
ausschliesslich in seiner Eigenschaft als Amtsperson angerufen hat und keine Trölerei 
vorliegt. 
§ 8 wird aufgehoben. 
§ 9. Die Gemeinden setzen die Anschluss- und Benutzungsgebühren für ihre 
Dienstleistungsbetriebe im Rahmen der kantonalen Bestimmungen fest. // [S. 783] 
II. Diese Änderungen treten am 1. Januar 1984 in Kraft. 
III. Veröffentlichung in der Gesetzessammlung. 
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Zürich, den 21. September 1983 
 
Im Namen des Regierungsrates 
Der Vizepräsident: Der Staatsschreiber: 
Sigrist Roggwiller 
 
 
[Transkript: OCR (Überarbeitung: sef)/06.05.2015] 
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